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Nr. 4/1965, über die Pauschalierung der Aufwandersätze im Verfahren vor
dem Verwaltungsgerichtshof durch den Verfassungsgerichtshof

3 5 3 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1953 durch den
Verfassungsgerichtshof

3 5 4 . Notenwechsel gemäß Art. 2 Abs. 1 lit. b des Auslieferungsvertrages zwischen der Republik
Österreich und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nord-
irland vom 9. Jänner 1963 in der Fassung des Protokolls vom 15. Jänner 1969
samt Anhang

3 5 5 . Übereinkommen (Nr. 122) über die Beschäftigungspolitik

349. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. September 1972, mit der

die Freiliste 1 geändert wird

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. a des
Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl. Nr. 300/1958,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 188/
1964 und 405/1969 wird verordnet:

Im Art. II der Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen BGBl. Nr. 237/1972 ist
das Datum „1. Oktober 1972" durch das Datum
„1. Jänner 1973" zu ersetzen.

Androsch

3 5 0 . Kundmachung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 1. September 1972
betreffend die Auslobung von Hilfeleistun-

gen an Opfer von Verbrechen

Gemäß § 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom
9. Juli 1972, BGBl. Nr. 288, über die Gewäh-
rung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbre-
chen wird kundgemacht:

Nach § 860 des allgemeinen bürgerlichen Ge-
setzbuches verpflichte ich hiemit den Bund, im
Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 288/1972 Opfern von Verbrechen oder deren
Hinterbliebenen nach diesem Bundesgesetz Hilfe
zu leisten.

Häuser

3 5 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 7. September 1972 betreffend den Gel-
tungsbereich des Zollabkommens über das
Carnet A. T. A. für die vorübergehende Ein-
fuhr von Waren (A. T. A. Abkommen) vom

6. Dezember 1961
Nach Mitteilung des Generalsekretärs des

Brüsseler Zollrates sind folgende weitere Staaten
dem Zollabkommen über das Carnet A. T. A. für
die vorübergehende Einfuhr von Waren
(A. T. A. Abkommen) (BGBl. Nr. 239/1963,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 50/1970) beigetreten,:

Staaten : Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde :

Island 16. Juni 1970

Tunesien 10. März 1971

Kanada 10. Juli 1972

Kreisky

352. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 7. September 1972 über die Auf-
hebung der Ziffer 3 in Abschnitt A des Arti-
kels I der Verordnung des Bundeskanzlers
vom 4. Jänner 1965, BGBl. Nr. 4, über die
Pauschalierung der Aufwandersätze im Ver-
fahren vor dem Verwaltungsgerichtshof

durch den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes i. d. F. von 1929 und gemäß §§ 60

12 237



2220 112. Stück — Ausgegeben am 22. September 1972 — Nr. 353 und 354

Abs. 2 und 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 29. Juni 1972, V 18/71-19, —
dem Bundeskanzleramt zugestellt am 23. August
1972 — die Ziffer 3 in Abschnitt A des Ar-
tikels I der Verordnung des Bundeskanzlers vom
4. Jänner 1965, BGBl. Nr. 4, über die Pauscha-
lierung der Aufwandersätze im Verfahren vor
dem Verwaltungsgerichtshof als gesetzwidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1972 in Kraft.

Kreisky

3 5 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 13. September 1972 über die Auf-
hebung des letzten Satzes im § 22 Z. 1 des
Einkommensteuergesetzes 1953 durch den

Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-

mäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 8. September 1972
zugestellten Erkenntnis vom 30. Juni 1972,
G 14/72, den in § 22 Z. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/1954, in der Fassung
der Einkommensteuernovelle 1964, BGBl.
Nr. 187, enthaltenen Satz „Als Wert des über-
tragenen Wirtschaftsgutes sind die um die zuläs-
sigen Absetzungen (§ 7, § 99) gekürzten An-
schaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen."
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tage der Kund-
machung in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky

354.
Nachdem der am 25. August 1971 in London durchgeführte Notenwechsel gemäß Artikel 2

Absatz 1 lit. b des Auslieferungsvertrages zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten
Königreich von Großbritannien und Nordirland vom 9. Jänner 1963 in der Fassung des Proto-
kolls vom 15. Jänner 1969, welcher Notenwechsel also lautet:

(Übersetzung)

MINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE UND

COMMONWEALTH-ANGELEGENHEITEN
London S. W. 1
No GNX 2/365/1

25. August 1971
Exzellenz!

Ich beehre mich, auf den am 9. Jänner 1963
in Wien unterzeichneten Auslieferungsvertrag
zwischen dem Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland und der Republik
Österreich sowie auf das am 15. Jänner 1969 in
Wien unterzeichnete Protokoll betreffend die
Abänderung des genannten Vertrages Bezug zu
nehmen. Die Ratifikationsurkunden zu dem Ver-
trag und zu dem Protokoll wurden am 12. Mai
1970 ausgetauscht und der Vertrag ist daher in
seiner abgeänderten Fassung am 12. August 1970
in Kraft getreten.

Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 1 lit. b des
Vertrages in seiner abgeänderten Fassung beehre
ich mich vorzuschlagen, daß die Anwendung des
Vertrages auf die im Anhang zu dieser Note an-
geführten Gebiete ausgedehnt wird.

Sollte der obige Vorschlag für die Republik
Österreich annehmbar sein, beehre ich mich an-
zuregen, daß diese Note zusammen mit ihrem
Anhang und der zustimmenden Antwort Eurer
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Exzellenz ein Abkommen zwischen dem Ver-
einigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland und der Republik Österreich darstel-
len soll, welches drei Monate nach dem Tag in
Kraft treten wird, an dem das Vereinigte König-
reich von der Republik Österreich die Mitteilung
erhält, daß die für das Inkrafttreten in Öster-
reich erforderlichen verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen erfüllt sind.

Mit dem Ausdruck meiner ausgezeichneten
Hochachtung verbleibe ich als

Euer Exzellenz sehr ergebener

(Für den Außenminister)

H. V. Richardson

ANHANG
Antigua
Bahamas
Bermuda
Britisches Antarktisches Territorium
Britisch Honduras
Britisches Territorium im Indischen Ozean
Britisches Protektorat der Salomon-Inseln
Britische Jungfern-Inseln
Brunei
Cayman-Inseln
Dominica
Falkland-Inseln und abhängige Gebiete
Gibraltar
Gilbert- und Ellice-Inseln
Hongkong
Montserrat
Pitcairn
St. Christopher — Nevis — Anguilla
St. Helena und abhängige Gebiete
St. Lucia
St. Vincent
Seychellen
Souveräne Stützpunkte Akrotiri und Dhekelia

auf der Insel Zypern
Turks- und Caicos-Inseln

Seine Exzellenz
Dr. Wilfried P l a t z e r

18 Belgrave Mews West
L o n d o n SW1X 8HU

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Der Botschafter
Zl. 3582-A/71

London, den 25. August 1971

Exzellenz!
Ich beehre mich, auf Ihre Note Nr. GNX 2/

365/1 vom 25. August 1971 Bezug zu nehmen,
die folgenden Inhalt hat:

„Ich beehre mich, auf den am 9. Jänner 1963
in Wien unterzeichneten Auslieferungsvertrag
zwischen dem Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland und der Republik
Österreich sowie auf das am 15. Jänner 1969 in
Wien unterzeichnete Protokoll betreffend die
Abänderung des genannten Vertrages Bezug zu
nehmen. Die Ratifikationsurkunden zu dem Ver-
trag und zu dem Protokoll wurden am 12. Mai
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1970 ausgetauscht, und der Vertrag ist daher in
seiner abgeänderten Fassung am 12. August 1970
in Kraft getreten.

Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 1 lit. b des
Vertrages in seiner abgeänderten Fassung beehre
ich mich vorzuschlagen, daß die Anwendung des
Vertrages auf die im Anhang zu dieser Note an-
geführten Gebiete ausgedehnt wird.

Sollte der obige Vorschlag für die Republik
Österreich annehmbar sein, beehre ich mich an-
zuregen, daß diese Note zusammen mit ihrem
Anhang und der zustimmenden Antwort Eurer
Exzellenz ein Abkommen zwischen dem Ver-
einigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland und der Republik Österreich darstel-
len soll, welches drei Monate nach dem Tag in
Kraft treten wird, an dem das Vereinigte König-
reich von der Republik Österreich die Mitteilung
erhält, daß die für das Inkrafttreten in Öster-
reich erforderlichen verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen erfüllt sind."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Republik Österreich mit dem in Ihrer
Note enthaltenen Vorschlag einverstanden ist.

Mit dem Ausdruck meiner ausgezeichneten
Hochachtung verbleibe ich als

Euer Exzellenz sehr ergebener

Wilfried Platzer

ANHANG
Antigua
Bahamas
Bermuda
Britisches Antarktisches Territorium
Britisch Honduras
Britisches Territorium im Indischen Ozean
Britisches Protektorat der Salomon-Inseln
Britische Jungfern-Inseln
Brunei
Cayman-Inseln
Dominica
Falkland-Inseln und abhängige Gebiete
Gibraltar
Gilbert- und Ellice-Inseln
Hongkong
Montserrat
Pitcairn
St. Christopher — Nevis — Anguilla
St. Helena und abhängige Gebiete
St. Lucia
St. Vincent
Seychellen
Souveräne Stützpunkte Akrotiri und Dhekelia

auf der Insel Zypern
Turks- und Caicos-Inseln

Herrn
Minister für Auswärtige und Commonwealth-
Angelegenheiten
L o n d o n

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Notenwechsel für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. Juli 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Inneres:
Rösch

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Das vorliegende Abkommen tritt nach Durchführung des darin vorgesehenen Notenwechsels
am 8. November 1972 in Kraft.

Das Protokoll vom 15. Jänner 1969 ist in BGBl. Nr. 169/1970 kundgemacht.

Kreisky
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355.

Nachdem das auf der 48. Tagung der Allgemeinen Konferenz der Internationalen Arbeits-
organisation in Genf am 9. Juli 1964 angenommene Übereinkommen (Nr. 122) über die
Beschäftigungspolitik, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
(Nr. 122) ÜBER DIE BE-
SCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde
und am 17. Juni 1964 zu
ihrer achtundvierzigsten Ta-
gung zusammengetreten ist,

geht davon aus, daß die Er-
klärung von Philadelphia die
feierliche Verpflichtung der
Internationalen Arbeitsorga-
nisation anerkennt, bei den
einzelnen Nationen der Welt
Programme zu fördern,
durch welche die Vollbe-
schäftigung und die Verbes-
serung der Lebenshaltung er-
reicht werden, und daß in
der Präambel zur Verfassung
der Internationalen Arbeits-
organisation die Verhütung
der Arbeitslosigkeit und die
Gewährleistung eines zur Be-
streitung des Lebensunter-
halts angemessenen Lohnes
vorgesehen werden;

daß es ferner gemäß der Er-
klärung von Philadelphia zu
den Aufgaben der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation
gehört, die Auswirkungen
der Wirtschafts- und Finanz-
politik auf die Beschäfti-
gungspolitik im Hinblick auf
das dort aufgestellte Haupt-
ziel, daß „alle Menschen un-
geachtet ihrer Rasse, ihres
Glaubens und! ihres Ge-
schlechts . . . das Recht" ha-
ben, „materiellen Wohlstand
und geistige Entwicklung in
Freiheit und Würde, in wirt-
schaftlicher Sicherheit und
unter gleich günstigen Bedin-
gungen zu erstreben", zu
prüfen und in Erwägung zu
ziehen; und
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daß ferner die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechte
vorsieht, daß „jeder
Mensch . . . das Recht auf Ar-
beit, auf freie Berufswahl,
auf angemessene und befrie-
digende Arbeitsbedingungen
sowie auf Schutz gegen Ar-
beitslosigkeit" hat;

nimmt Kenntnis von den Be-
stimmungen der bestehenden
internationalen Arbeitsüber-
einkommen und Empfehlun-
gen, die mit der Beschäfti-
gungspolitik unmittelbar zu-
sammenhängen, insbesondere
des Übereinkommens und
der Empfehlung über die
Arbeitsmarktverwaltung,
1948, der Empfehlung be-
treffend die Berufsberatung,
1949, der Empfehlung be-
treffend die berufliche Aus-
bildung, 1962, und des Über-
einkommens und der Emp-
fehlung über Diskriminie-
rung (Beschäftigung und Be-
ruf), 1958;

ist der Ansicht, daß diese Ur-
kunden in den umfassende-
ren Rahmen eines internatio-
nalen Programms für die
Wirtschaftsexpansion auf der
Grundlage der vollen, pro-
duktiven und frei gewählten
Beschäftigung eingebaut wer-
den sollten;

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen betref-
fend die Beschäftigungspoli-
tik, eine Frage, die zum ach-
ten Gegenstand ihrer Tages-
ordnung gehört, und

dabei bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Übereinkommens
erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 9. Juli 1964, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die Be-
schäftigungspolitik, 1964, be-
zeichnet wird.

Artikel 1

1. Um das wirtschaftliche
Wachstum und die Wirtschaft-
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liche Entwicklung anzuregen,
den Lebensstandard zu heben,
den Arbeitskräftebedarf zu
decken sowie die Arbeitslosig-
keit und die Unterbeschäfti-
gung zu beseitigen, hat jedes
Mitglied als eines der Haupt-
ziele eine aktive Politik festzu-
legen und zu verfolgen, die da-
zu bestimmt ist, die volle, pro-
duktive und frei gewählte Be-
schäftigung zu fördern.

2. Diese Politik muß zu ge-
währleisten suchen,

a) daß für alle Personen, die
für eine Arbeit zur Ver-
fügung stehen und Ar-
beit suchen, eine solche
vorhanden ist;

b) daß diese Arbeit so pro-
duktiv wie möglich ist;

c) daß die Wahl der Be-
schäftigung frei ist und
jeder Arbeitnehmer alle
Möglichkeiten hat, die not-
wendige Befähigung für
eine ihm zusagende Be-
schäftigung zu erwerben
und seine Fertigkeiten
und; Anlagen bei dieser
Beschäftigung zu verwen-
den, und zwar ohne
Rücksicht auf Rasse,
Hautfarbe, Geschlecht,
Glaubensbekenntnis, po-
litische Meinung, nationa-
le Abstammung oder so-
ziale Herkunft.

3. Diese Politik hat den
Stand und die Stufe der wirt-
schaftlichen Entwicklung sowie
die Wechselbeziehungen zwi-
schen Beschäftigungszielen und
anderen wirtschaftlichen und
sozialen Zielen gebührend zu
berücksichtigen und ist mit Me-
thoden zu verfolgen, die den
innerstaatlichen Verhältnissen
und Gepflogenheiten entspre-
chen.

Artikel 2

Jedes Mitglied hat mit Me-
thoden, die den innerstaatlichen
Verhältnissen entsprechen und
soweit es die innerstaatlichen
Verhältnisse gestatten,

a) im Rahmen einer koordi-
nierten Wirtschafts- und
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Sozialpolitik die Maßnah-
men zu beschließen und
ständig zu überprüfen,
die zur Erreichung der in
Artikel 1 angegebenen
Ziele zu treffen sind;

b) die Schritte zu unterneh-
men, welche für die
Durchführung dieser
Maßnahmen notwendig
sein können, allenfalls
einschließlich der Aufstel-
lung von Programmen.

Artikel 3

Bei der Durchführung dieses
Übereinkommens sind Vertre-
ter der Personen, die von den
beabsichtigten Maßnahmen be-
troffen werden, und insbeson-
dere Vertreter der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer in bezug
auf die Beschäftigungspolitik
anzuhören, damit deren Erfah-
rung und Meinung volle Be-
rücksichtigung finden und da-
mit ihre volle Mitarbeit bei der
Ausarbeitung dieser Politik
und somit die Unterstützung
dieser Politik gesichert werden.

Artikel 4

Die förmlichen Ratifikatio-
nen dieses Übereinkommens
sind dem Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
zur Eintragung mitzuteilen.

Artikel 5

1. Dieses Übereinkommen
bindet nur diejenigen Mitglie-
der der Internationalen Ar-
beitsorganisation, deren Ratifi-
kation durch den Generaldirek-
tor eingetragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate, nachdem die Ratifika-
tionen zweier Mitglieder durch
den Generaldirektor eingetra-
gen worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.
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Artikel 6

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsam-
tes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein
Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von zehn Jahren gebun-
den. In der Folge kann es die-
ses Übereinkommen jeweils
nach Ablauf eines Zeitraumes
von zehn Jahren nach Maßgabe
dieses Artikels kündigen.

Artikel 7

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der In-
ternationalen Arbeitsorganisa-
tion Kenntnis von der Eintra-
gung aller Ratifikationen und
Kündigungen, die ihm von den
Mitgliedern der Organisation
mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Eintra-
gung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kennt-
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf-
merksam machen, in dem dieses
Übereinkommen in Kraft tritt.

Artikel 8

Der Generaldirektor des In-
ternationalen Arbeitsamtes
übermittelt dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
zwecks Eintragung nach Arti-
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kel 102 der Charta der Verein-
ten Nationen vollständige Aus-
künfte über alle von ihm nach
Maßgabe der vorausgehenden
Artikel eingetragenen Ratifika-
tionen und Kündigungen.

Artikel 9

Der Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet,
der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkom-
mens zu erstatten und zu prü-
fen, ob die Frage seiner gänz-
lichen oder teilweisen Abände-
rung auf die Tagesordnung der
Konferenz gesetzt werden soll.

Artikel 10

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkom-
mens durch ein Mitglied
schließt ohne weiteres die
sofortige Kündigung des
vorliegenden Überein-
kommens in sich ohne
Rücksicht auf Artikel 6,
vorausgesetzt, daß das
neugefaßte Übereinkom-
men in Kraft getreten
ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neuge-
faßten Übereinkommens
an kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vorlie-
gende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neuge-
faßte Übereinkommen ratifi-
ziert haben.
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Artikel 11

Der französische und der
englische Wortlaut dieses Über-
einkommens sind in gleicher
Weise maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. Juni 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Häuser

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Der Nationalrat hat anläßlich der Genehmigung des vorstehenden Übereinkommens in
seiner Sitzung vom 26. April 1972 beschlossen, daß dieses Übereinkommen im Sinne des Art. 50
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist.

Die Ratifikation durch Österreich ist am 27. Juli 1972 durch den Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes eingetragen worden; das Übereinkommen tritt daher gemäß seinem
Art. 5 Abs. 2 für Österreich am 27. Juli 1973 in Kraft.

Bis zum Zeitpunkt der Eintragung der Ratifikation des vorliegenden Übereinkommens durch
Österreich ist die Ratifikation durch folgende weitere Staaten eingetragen worden:

Algerien, Australien, Belgien, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland, Chile, Costa Rica,
Cypern, Dänemark, Finnland, Frankreich, Guinea, Irak, Iran, Irland, Israel, Italien, Jordanien,
Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Khmer, Kuba, Libyen, Madagaskar, Mauretanien, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Schweden, Senegal, Sowjetunion, Spanien,
Sudan, Thailand, Tunesien, Uganda, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vietnam und Weiß-
rußland.

Kreisky
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